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13.

13.1.
Der Schutz der Gesundheit der Bürger 
als staatliche Aufgabe

13.1.1.
Zum Wesen und Begriff
des sozialistischen Gesundheitsschutzes

Der Gesundheitsschutz in der DDR ist eine 
umfassende Aufgabe der sozialistischen Ge­
sellschaft und ihres Staates, die durch weitrei­
chende politische, ökonomische, kulturell- 
erzieherische, medizinische und soziale Maß­
nahmen auf der Grundlage moderner Wissen­
schaft und Technik verwirklicht wird und dar-, 
auf gerichtet ist, die Gesundheit des Menschen 
zu fördern und zu erhalten oder wiederherzu­
stellen. Gesundheit bedeutet physisches und 
psychisches, biologisches und soziales Lei­
stungsvermögen, das optimale Beziehungen 
zwischen Mensch und Umwelt, zwischen Indi­
viduum und Gesellschaft sowie körperliches, 
geistiges und soziales Wohlbefinden sichert.1

Die konsequente Verwirklichung der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirt­
schafts- und Sozialpolitik, das damit erreichte 
hohe Niveau der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen und der planmäßige Ausbau des Ge­
sundheitswesens schaffen immer günstigere 
Bedingungen für die Erhaltung und Förderung 
der Gesundheit. Der Gesundheitsschutz und 
die medizinische und soziale Betreuung sind 
ein sozialpolitisches Grundanliegen und ge­
winnen zunehmende Bedeutung.

Der Gesundheitsschutz umfaßt die Gestal­
tung hygienischer Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen, die Entwicklung und Einhaltung hy­
gienischer Verhaltensweisen sowie die medizi­
nische Betreuung. Innerhalb des Gesundheits­
schutzes umfaßt das Gesundheitswesen als Be­
reich die Gesamtheit der Einrichtungen, die 
die medizinische Betreuung der Bürger sowie 
die spezifischen Funktionen der medizinischen

Forschung, der Hygiene und Arbeitshygiene 
wahrnehmen.

Im Programm der SED ist festgelegt: „Die 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands tritt 
für die ständige Vervollkommnung des Ge­
sundheitsschutzes ein, für die Schaffung gün­
stiger Voraussetzungen, um die Errungen­
schaften der modernen Medizin anzuwenden 
und die Qualität der medizinischen Arbeit zu 
verbessern. Die Zahl der Ärzte wird erhöht 
und das Netz der Gesundheitseinrichtungen 
verdichtet. Die Ausstattung der Einrichtungen 
des Gesundheitswesens wird planmäßig rekon­
struiert und erweitert. Die Bürger sollen den 
Arzt ihres Vertrauens wählen können. Die Sor­
timents- und qualitätsgerechte Versorgung mit 
Arzneimitteln und medizinischen Verbrauchs­
materialien ist zu gewährleisten.“1 2 Davon aus­
gehend orientiert der XI. Parteitag der SED 
darauf, „die Erhöhung der Qualität und Effek­
tivität der Arbeit sowie die weitere Ausprä­
gung des vorbeugenden Gesundheitsschutzes 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe in den 
Mittelpunkt zu stellen ... Die Anstrengungen 
sind darauf zu konzentrieren, die ambulante 
und stationäre medizinische Grundbetreuung 
für alle Bürger auf hohem Niveau zu gewähr­
leisten.“3

Der Ausbau des sozialistischen Gesund­
heitswesens und die umfassende medizinische 
Betreuung der Bürger sind fester Bestandteil 
des sozialpolitischen Programms der Partei der 
Arbeiterklasse und des sozialistischen Staates. 
Sie sind wichtige Voraussetzungen sowohl für

1 Vgl. L. Mecklinger/H. Kriewald/R. Lämmel, 
Gesundheitsschutz und soziale Betreuung der 
Bürger, Berlin 1974, S. 9.

2 IX. Parteitag der SED. Programm der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands, Berlin 1976, 
S. 26.

3 Direktive des XI. Parteitages der SED zum Fünf- 
jahrplan für die Entwicklung der Volkswirt­
schaft der DDR in den Jahren 1986 bis 1990, Ber­
lin 1986, S.106.
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